†Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur Elisabeth Gehrer¦: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Der Herr SPÖ-Vorsitzende und Klubobmann der sozialdemokrati​schen Fraktion hat eine Rede gehalten, in der er sehr intensiv argumentiert hat. Ich möchte drei Teile davon herausheben.

Ich bin erfreut, ich bin enttäuscht, und ich muss einiges richtig stellen: Erfreut bin ich darüber, dass Sie die Universitäten so gelobt haben. – Jawohl, wir haben gute Universitäten, wir haben sehr gute Universitätsprofessoren, wir haben gute Studierende, und darauf können wir stolz sein. Erfreut bin ich auch darüber, dass Sie ein Bekenntnis zur Reform abgelegt haben, dazu, dass es Weiterentwicklungen geben muss, dass wir der modernen Zeit entsprechend die Heraus​forderungen annehmen müssen. 

Enttäuscht bin ich darüber, dass Sie unsere Homepage nicht genau gelesen haben. (Abg. Schwar​zenberger: Schade!) Dort steht nämlich nicht „Weltspitze“, sondern „Weltklasse“, und das ist ein Unterschied. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP und den Freiheitlichen. – Ruf bei der SPÖ: Wo ist der Unterschied?)

Enttäuscht bin ich auch über den Vorschlag, den Sie erstellt haben. Dieser Vorschlag ist zu 80 Pro​zent von unserem Vorschlag abgeschrieben und außerdem von dem Vorschlag, den Herr Kollege Einem am 22. März 1999 gemacht hat (die Rednerin hält ein Exemplar des erwähnten Vorschlags in die Höhe), und zu 20 Prozent stehen einfach Sachen darin, die einem alten Ku​riendenken und dem Denken von vorgestern entsprechen. (Beifall bei der ÖVP und den Frei​heitlichen. – Zwischenruf des Abg. Dr. Jarolim. – Abg. Ing. Westenthaler: Ihr macht Politik aus der Vergangenheit!)

Ich denke, es ist wichtig, dass einige Vorwürfe und Behauptungen richtig gestellt werden. (Abg. Ing. Westenthaler – in Richtung SPÖ –: Zwischenrufe aus der Vergangenheit, Politik aus der Vergangenheit!) Sie haben mit extremem Nachdruck in den Vordergrund gestellt, dass gerade im Bereich der Universitäten eine Einigung mit den Betroffenen erzielt werden muss. Ich frage mich, warum Sie eigentlich seinerzeit unter Ihrer Ministerin das Universitäts-Organisations​ge​setz 1975 beschlossen haben, denn da gab es Demonstrationen, es wurde von der Zerstörung der Wissenschaft gesprochen, und es wurde mit Auswanderung gedroht. 

Niemand ist ausgewandert, das Gesetz ist beschlossen worden, die Universitäten haben sich neu orientiert, und das war zum damaligen Zeitpunkt gut so. (Abg. Dr. Mertel: Das haben wir schon gehört! Das hat uns gestern schon die Frau Brinek gesagt! Ihr erzählt euch die Ge​schichten gegenseitig!) In derselben Situation sind wir heute wieder. 

Ich möchte auch Ihre ständigen Unterstellungen zurückweisen, dass wir der parteipolitischen Einflussnahme Tür und Tor öffnen. Wir haben die Politikerklausel in unseren Gesetzen seit dem ORF-Gesetz verankert. Es ist die erste Regierung, die das gemacht hat. (Beifall bei der ÖVP und den Freiheitlichen. – Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – Ruf bei der SPÖ: Ein gutes Bei​spiel! – Abg. Dr. Gusenbauer: Das war das beste Beispiel! – Abg. Parnigoni: Wie beim ORF!)

Ich finde es sehr wichtig, dass man ernsthaft dafür sorgt, dass es keine Parteipolitisierung gibt. (Abg. Schieder: So wie im ORF! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) – Vielleicht kennen Sie die​se Klausel nicht, aber wir haben sie genau so in das Universitätsrecht übernommen. Ihr Vor​schlag, dass die wichtigen Themen mit dem Hauptausschuss des Parlaments zu verhandeln sind, ist eine Verpolitisierung ersten Ranges! (Zwischenruf des Abg. Dr. Krüger.) 

Wo bleibt die Selbstverwaltung bei einem Universitätsrat, der wieder auf einem Kuriendenken ba​siert und wohin von der Arbeiterkammer, von der Wirtschaftskammer Leute entsandt wer​den? Wo ist denn da die von Ihnen beschworene Selbstverwaltung, die darin bestehen würde, dass die Universität selbst diese Leute benennen soll? (Abg. Dr. Gusenbauer: Das ist ein Auf​sichtsrat!)

Meine Damen und Herren! Ich meine, es ist wichtig – das möchte ich heute auch klar fest​halten –, dass wir uns während der Begutachtungsphase alle Begutachtungen kommen lassen und dass wir dann die notwendigen Gespräche führen. Es ist auch total unüblich, dass vor Be​gut​achtungsende bereits Demonstrationen, Protesttage et cetera stattfinden.

Ich möchte nun Ihre Fragen beantworten und werde dabei einige Fragen nach Themen​berei​chen zusammenfassen. 

Die Fragen 1 bis 5 und die Frage 13 betreffen den Universitätsrat. 

Zur Frage 1:

Ich stelle fest, dass der Universitätsrat laut dem Gesetzentwurf keinerlei operative Kompeten​zen hat. – Wir werden das aber noch einmal ernsthaft überprüfen.

Zur Frage 2:

Die Bundesregierung hat keinen dominierenden Einfluss, weil sie nur zwei von fünf Mitgliedern stellt; das lasse ich mir auch nicht nehmen, solange ich für 2,2 Milliarden € an Steuergeldern ver​antwortlich bin. (Abg. Dr. Brinek: Das ist die höhere Mathematik der SPÖ: Zwei von fünf ist die Mehrheit!)

Zur Frage 3:

Es ist in einer Koalition üblich, dass Besetzungen gemeinsam erfolgen. – Das sollten Sie aus der Zeit unserer Koalition wissen. Wir haben auch immer gemeinsam besprochen, wer in wel​ches Gremium entsandt wird. (Abg. Ing. Westenthaler: Das weiß er nicht mehr! Das hat er schon vergessen!)
Zur Frage 4:

Die Zusammensetzung des Senats muss nicht vom Uni-Rat genehmigt werden, sondern die Zahl der Senatsmitglieder. – Das werden wir abändern.

Zur Frage 5:

Die Abberufung des Rektors kann nicht jederzeit erfolgen, aber wir werden auch dort die dop​pelte Legitimation einführen. 

Zur Frage 13:

Der Universitätsrat trifft nicht von sich aus strategische Entscheidungen, sondern immer auf Vor​lage von Rektor und Rektorat, das heißt, die Mitsprache der anderen Organe ist auch bei strategischen Entscheidungen gesichert.

Die Fragen 6 bis 10 und 14 betreffen in hohem Maße die Universitätsangehörigen.

Zur Frage 6:

Es gibt keine Zusammensetzung nach Kurien. Wir glauben, dass diese Kurien- beziehungs​weise Gremialuniversität überholt ist und dass es neue Modelle gibt. (Beifall bei der ÖVP und den Freiheitlichen.)

Zur Frage 7:

Der Senat ist in Fragen der Organisations- und Entwicklungsplanung eingebunden. (Abg. Ing. Wes​tenthaler: Das ist eine schwache Dringliche!)

Zur Frage 8:

Über die Möglichkeit von entscheidungsbefugten Gremien mit Genehmigungsvorbehalt wird noch diskutiert. Das wird sich nach der Begutachtung herausstellen. Ich halte es nur für wichtig, dass wir die Verantwortung klar definieren. Ich finde es zwar auch sehr schön, wenn die Uni​ver​sitäten autonom, demokratisch und frei sind. Sie müssen aber auch verantwortlich sein, und das haben Sie vergessen, Herr Vorsitzender! (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der Freiheitlichen.)

Zur Frage 9:

Der Gesetzentwurf sieht eine andere Form des Berufungsverfahrens vor. Wir werden aber Ein​wendungen, die kommen, sehr ernst nehmen. Wenn es „search committees“ braucht, werden wir durchaus darüber reden können. Auch die Frage der Habilitation ist noch einmal zu über​prüfen.

Zur Frage 10:

Außerordentliche Professoren mit großer Lehrbefugnis können eine Reihe von Führungs​aufga​ben übernehmen, zum Beispiel im Rektorat als Vizerektor. Sie sind laut Entwurf derzeit von der Position des Institutsleiters ausgeschlossen. – Darüber kann man auch noch reden, wenn es besondere Qualifizierungen gibt.

Zur Frage 14:

Zur Demotivation möchte ich Folgendes sagen: Gerade durch Meldungen, die von der Oppo​sition kommen, wird sehr viel zur Demotivation beigetragen. Ich bitte Sie, auch zur Motivation beizutragen! (Beifall bei der ÖVP und den Freiheitlichen.)

Zur Frage 11:

Diesbezüglich muss ich feststellen, dass das neue Dienstrecht bereits beschlossen ist und dass es da keine beamteten Dienstverhältnisse mehr gibt. Auch Herr Kollege Einem hat am 24. März 1999 gesagt, der fixe Anstellungsstatus solle mit den derzeitigen Universitätslehrern auslaufen. (Abg. Dr. Jarolim: Hat die Regierung nichts anderes zusammengebracht ...?! )

Zur Frage 12:

Dazu muss ich Ihnen Folgendes sagen: Sie unterstellen, dass im Rahmen einer Begutachtung etwas nicht mehr zugelassen ist. Dazu muss ich einfach sagen: Eine Begutachtung ist eine Begutachtung. Sie ist dazu da, dass das, was begutachtet wird, noch besser wird. Es ist daher nicht so, dass nichts mehr zugelassen ist. – Das stimmt einfach nicht.

Zur Frage 15:

Für Berufungen und Habilitationen, auch für die Qualifikationen sind die Universitäten zustän​dig, weil diese ja autonom sind, so wie Sie es auch gefordert haben.

Zur Frage 16:

Da es keine Ökonomisierung der Universitäten gibt – sie sind keine GesmbHs –, sind Univer​sitäten auch keine Wirtschaftsunternehmen. (Ruf bei der SPÖ: Sehr oberflächlich!) Ich weiß noch von keinen Erwerbsabsichten von Universitäten. Mir ist dazu noch nichts bekannt. (Abg. Dr. Brinek – in Richtung SPÖ –: Sie sollten einmal die Gutachten lesen!)
Die Fragen 17 bis 19 und 23 beziehen sich hauptsächlich auf das Finanzielle. 

Zu den Fragen 17 und 18:

Die konkreten Schätzungen der Folgekosten sind erst in der Regierungsvorlage notwendig. Wir haben die Universitäten gebeten, Unterlagen zu schicken. Ich glaube, das ist wohl nichts Unge​wöhnliches, wenn man auch von autonomen, selbständigen Universitäten Unterlagen einholt.

Zur Frage 19:

Für die Medizin wird es keine Mehrkosten geben, aber auch da ist die Diskussion noch voll im Gange.

Zur Frage 23 ist zu sagen: 

Es ist kein Vermögen in dem Sinn notwendig, weil sie keine GesmbH sind. Es handelt sich um wissenschaftliche Einrichtungen, die ein auf drei Jahre gesichertes Budget haben.

Zu den Fragen 20 bis 22: 

Leistungsvereinbarungen sind eine sehr anspruchsvolle Arbeit. Ich meine, dass die Universi​täten mit der Überstellung in das neue Organisationsrecht vor sehr großen Herausforderungen stehen. Deswegen haben wir gesagt, wir wollen ihnen erst einmal drei Jahre ein gesichertes Bud​get geben, dann die Leistungsvereinbarungen erarbeiten und für die Budgetjahre 2007, 2008, 2009 die Leistungsvereinbarungen zur Grundlage machen.

Zur Frage 21: 

Die Leistungsvereinbarungen sind öffentlich-rechtliche Vereinbarungen, nicht privatrechtliche, son​dern öffentlich-rechtliche, weil die Universitäten auch keine GesmbHs sind, sondern öffent​lich-rechtliche Einrichtungen. 

Das Indikatormodell für die Leistungsvereinbarungen wird von einer Fachgruppe erarbeitet. Da gibt es europaweit Erfahrungen, die uns sagen: Seid sehr vorsichtig bei Zahlenindikatoren, da kann auch etwas Falsches herauskommen! – Wir wollen auch vorsichtig sein. Es wird eine Ar​beits​gruppe eingesetzt, die zeitgerecht, bevor die Leistungsvereinbarungen erstellt werden, dieses Indikatormodell erarbeitet.

Also Sie sehen: Dort, wo es notwendig ist, beschleunigen wir das Tempo, dort, wo es möglich ist, lassen wir etwas mehr Zeit, ganz wie Sie das immer fordern. (Beifall bei der ÖVP und den Frei​heitlichen.)
Zur Frage 24:
Implementierung des Rechnungswesens, Übergangsregelungen: ja.

Zur Frage 25: 

Wir haben im Gesetz vorgesehen, dass das Arbeitnehmerschutzgesetz erst in fünf Jahren in Kraft tritt. Es heißt übrigens Arbeitnehmerschutzgesetz und nicht Dienstnehmerschutzgesetz.

Zur Frage 26:

Nein, die Studienbeiträge werde ich nicht abschaffen.

Zur Frage 27: 

Es sind 47 158 Anträge eingelangt, 33 401 sind bewilligt worden. Diese Anträge sind zu mes​sen an der Zahl der ordentlichen Hörer, denn die außerordentlichen Hörer darf man nicht dazu​zählen. Deswegen stimmt die Gesamtzahl von 194 776 nicht im Verhältnis zu der Möglichkeit der Studienförderung. 587 Anträge sind derzeit noch in Bearbeitung, weil sie nicht vollständig waren. Sofort nach Bescheiderstellung werden die Gelder überwiesen.

Zur Frage 28: 

Die Zahl zusätzlicher Stipendienbezieher im Wintersemester 2001/02 betrug 4 384.

Zur Frage 29: 

1 676 Studierende in der durchschnittlichen Höhe von 512 €.

Zur Frage 30: 

Derzeit gibt es 700 Darlehensfälle, wo praktisch ein zinsenfreies Darlehen gewährt wird. Der Bun​deszuschuss pro Darlehen beträgt genau 7,27 €. (Abg. Dr. Martin Graf: Das ist eine SPÖ-Dringliche! Passt ein bisschen auf von der SPÖ! – Abg. Ing. Westenthaler: Gusenbauer wird bald allein in der ersten Reihe sitzen!)

Zur Frage 31: 

Anhebung der Mittel für Studienförderung. Wir haben die Studienförderungen ausgeweitet, wir ha​ben die Mittel um 32,7 Millionen € angehoben. Dadurch haben wir Studienförderungs​maß​nah​men in breiterem und höherem Ausmaß erreicht.

Zur Frage 32: 

Der Studienbeitrag bleibt mit 363,36 € pro Semester fixiert und steht im § 87 des Begutach​tungs​entwurfes.

Zur Frage 33: 

Es sind auf Grund des Universitätsgesetzes 2002 im österreichischen Hochschülerschafts​ge​setz Anpassungen notwendig. Die Österreichische Hochschülerschaft als gesetzliche Interes​senvertretung aller Studierenden wird von mir nicht in Frage gestellt.

Zur Frage 34: 

Wir gehen mit großer Behutsamkeit vor. Sie sprechen von einigen „Ruinen“, die vom alten Ge​setz übrig bleiben. Ich lade Sie herzlich ein, uns die Zweidrittelmehrheit zu geben, dann können wir diese „Ruinen“ beseitigen. Es liegt also an Ihnen, dass diese Frage, der Punkt 34, erfüllt wird. (Beifall bei der ÖVP und den Freiheitlichen.)
Zur Frage 35: 

Natürlich hat es Auswirkungen auf das Ministerium. Das Ministerium wird schlanker, es wird we​ni​ger Leute dort geben, sie werden neue Aufgaben haben, und die Leute werden darauf einge​schult.

Zur Frage 36: 

Das Pensionskassenmodell wird vom BMöLS gerade ausgearbeitet.

Zur Frage 37: 

Der Beobachtungszeitraum für solche Aussagen ist bedeutend zu kurz. Es sind noch sehr we​nige Posten nach dem neuen Dienstrecht ausgeschrieben worden.

Zur Frage 38: 

Ich bin sehr dafür, dass wir so wie bisher alle drei Jahre dem Parlament einen Hochschulbericht vorlegen. Bisher wurde das auch alle drei Jahre gemacht.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass wir aus dieser Diskussion schon einige Vorschläge mitnehmen können, über die wir gemeinsam weiterreden werden. Ich habe Sie bereits gestern zu Gesprächen eingeladen. Ich meine, wir sollten ganz allgemein sagen: Eine neue Zeit hat neue Herausforderungen! Eine neue Freiheit soll den Universitäten gegeben werden! 

Alfred Payrleitner hat in seiner Kolumne sehr schön geschrieben, dass alle, die nach Freiheit schreien, dann plötzlich Angst vor dieser Freiheit haben. Deswegen sage ich Ihnen: Es ist bes​ser, wir haben Mut zur neuen Freiheit. (Beifall bei der ÖVP und den Freiheitlichen.)
